
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 10. Oktober 2017 

 
 

Mandantenbrief Oktober 2017 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 
 

· Erhöhung Kleinbetragsrechnungsgrenze  rückwirkend ab 2017 
· Erhöhung GWG-Grenze ab 2018 

 
Einkommensteuer 
 

· Verbilligte Vermietung an Angehörige 
· BMF zum Mehrfachabzug von Arbeitszimmer 

 
Lohn und Gehalt 
 

· Begünstigte Versteuerung von einvernehmlich vereinbarten Abfindungen 
 
 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 

Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Oktober 2017 und November 2017 
S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.10.20171 10.11.20172 

Umsatzsteuer 10.10.20173 10.11.20174 
Ende der Schonfrist   Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

13.10.2017 13.11.2017 
06.10.2017 07.11.2017 

Gewerbesteuer entfällt 15.11.2017 
Grundsteuer entfällt 15.11.2017 
Ende der Schonfrist   Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

entfällt 20.11.2017 
entfällt 10.11.2017 

Sozialversicherung7 26.10.2017 28.11.2017 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der 

darauf entfallende Solidaritätszu-
schlag sind zeitgleich mit einer er-
folgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige 
Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern 

ohne Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern 

mit Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt 
ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.10.2017/24.11.2017) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. 
Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Allgemein 
Steuerliche Erleichterungen und Bürokratieabbau bei kleineren Beträgen 
Zwei Änderungsgesetze bescheren Unternehmern – vornehmlich rückwirkend zum 
1. Januar 2017 – steuerliche Erleichterungen und Vereinfachungen im Umgang mit kleineren 
Beträgen: 
Kleinbetragsrechnungen 
· Die Grenze für Kleinbetragsrechnungen wurde angehoben. Rechnungen, deren 

Gesamtbetrag 250 EUR (bisher: 150 EUR) nicht übersteigt, müssen weniger 
Pflichtangaben enthalten. Beispielsweise sind die Angaben zum Leistungsempfänger und 
zum Ausweis des Umsatzsteuerbetrags entbehrlich. 

Lohnsteuer 
· Lohnsteuer-Anmeldungen sind vierteljährlich abzugeben, wenn die abzuführende 

Lohnsteuer für das vorangegangene Kalenderjahr mehr als 1.080 EUR, aber nicht mehr 
als 5.000 EUR (bisher: 4.000 EUR) betrug. 

· Für eine Pauschalierung der Lohnsteuer bei kurzfristig Beschäftigten darf der Arbeitslohn 
während der Beschäftigungsdauer 72 EUR (bisher: 68 EUR) durchschnittlich je Arbeitstag 
nicht übersteigen. 

Geringwertige Wirtschaftsgüter 
· Die Grenze für die Anschaffungs- oder Herstellungskosten geringwertiger 

Wirtschaftsgüter (GWG), die nach dem 31. Dezember 2017 angeschafft oder hergestellt 
werden, wird von 410 EUR auf 800 EUR angehoben. Betragen die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten weniger als 250 EUR, können sie sofort als Aufwand erfasst werden, 
ohne in ein besonderes, laufend zu führendes Verzeichnis aufgenommen zu werden. 
Bisher betrug diese Grenze 150 EUR. 

· Für nach dem 31. Dezember 2017 angeschaffte oder hergestellte Wirtschaftsgüter, deren 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten über 250 EUR (bisher: 150 EUR), aber nicht mehr 
als 1.000 EUR betragen, kann ein über fünf Jahre gleichmäßig abzuschreibender 
Sammelposten gebildet werden. 

 

Einkommensteuer 

Häusliches Arbeitszimmer: Zur mehrfachen Nutzung des Höchstbetrags sowie zum 
Abzug bei der Nutzung für mehrere Einkunftsarten 
Wem für die Erledigung seiner beruflichen oder betrieblichen Tätigkeiten kein anderer Ar-
beitsplatz zur Verfügung steht, der kann die für die Nutzung eines häuslichen Arbeitszim-
mers entstehenden Aufwendungen jährlich bis zu 1.250 EUR steuerlich geltend machen. 
Wird das Arbeitszimmer im Rahmen mehrerer Einkunftsarten – beispielsweise für nicht-
selbstständige und freiberufliche Tätigkeit – genutzt, kann der Höchstbetrag aber nicht für 
jede dieser Tätigkeiten gesondert (mehrfach) in Anspruch genommen werden. Auch ist der 
Höchstbetrag nach Auffassung des Bundesfinanzhofs nicht unter Bildung von Teilhöchstbe-
trägen auf die einzelnen Einkunftsarten aufzuteilen. Vielmehr sind die Aufwendungen für das 
häusliche Arbeitszimmer zeitanteilig den verschiedenen Einkunftsarten zuzuordnen. Die dem 
Grunde nach abzugsfähigen Aufwendungen können sodann insgesamt bis zum Höchstbe-
trag abgezogen werden. 
Auch wer mehrere Wohnungen hat und darin für seine Tätigkeit mehrere häusliche Arbeits-
zimmer nutzt, kann jährlich nicht mehr als insgesamt 1.250 EUR an Aufwendungen geltend 
machen. 
Die Aufwendungen sind nur dann ohne Beschränkung auf den Höchstbetrag abziehbar, 
wenn das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und berufli-
chen Betätigung bildet. 



 
Verbilligte Vermietung an Angehörige: Ermittlung der Entgeltlichkeitsquote 
Ein Ehepaar vermietete von 2006 bis 2010 an seinen Sohn eine Eigentumswohnung für eine 
monatliche Warmmiete von 480 EUR. Mit überlassen waren Einbauküche, Waschmaschine 
und Trockner. Die Vermietung war defizitär. Das Finanzamt errechnete eine ortsübliche 
Warmmiete von 710 EUR, so dass die gezahlte Miete 67,5 % der ortsüblichen Miete betrug. 
Das Finanzamt kürzte daraufhin die Werbungskosten anteilig. 
Zu Recht, wie das Finanzgericht Düsseldorf befand. 
Bei einer Miete zwischen 56 % und 75 % der ortsüblichen Marktmiete war bis 2011 die 
Überschusserzielungsabsicht zu prüfen. Bei positiver Überschussprognose waren die Wer-
bungskosten voll abzugsfähig. Anderenfalls war die Vermietung in einen entgeltlichen und 
einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen; für den entgeltlichen Teil waren die Werbungskosten 
abzugsfähig. 
Im Streitfall ergab sich keine positive Überschussprognose, weil die Instandhaltungsaufwen-
dungen zu gering bemessen waren. Bei der Ermittlung der Vergleichsmiete war ein Zuschlag 
für die überlassene Einbauküche, die Waschmaschine und den Trockner zu berücksichtigen. 
Dieser Möblierungszuschlag entspricht der monatlichen Abschreibung zuzüglich eines Ge-
winnaufschlags von 4 % für eine angemessene Verzinsung. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
Hinweis: Seit 2012 gelten Mieten von mindestens 66 % der ortsüblichen Miete als vollentgelt-
lich, so dass die Werbungskosten voll abgezogen werden können. Die Prüfung der Über-
schusserzielungsabsicht mittels Überschussprognose ist entfallen. Mieten unter 66 % der 
ortsüblichen Miete sind nach wie vor in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil 
aufzuteilen. Die Aufwendungen sind nur anteilig als Werbungskosten abzugsfähig. 

Lohn und Gehalt 
Steuerbegünstigte Abfindung bei Vorliegen eines einvernehmlichen 
Auflösungsvertrags 
Entschädigungen, die als Ersatz für entgangene oder entgehende Einnahmen gewährt wer-
den, gehören zu den einkommensteuerpflichtigen Einkünften. 
Unter bestimmten Voraussetzungen unterliegen Entschädigungen als außerordentliche Ein-
künfte einem besonderen (ermäßigten) Steuersatz (sog. Fünftelregelung). 
Die Zahlung einer Abfindung wegen einer vom Arbeitgeber veranlassten Auflösung des 
Dienstverhältnisses stellt i. d. R. eine solche Entschädigung dar. Die Abfindung kann ermä-
ßigt besteuert werden, wenn eine Zusammenballung von Einkünften vorliegt. Eine Zusam-
menballung von Einkünften liegt vor, wenn ein Arbeitnehmer infolge der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses einschließlich der Abfindung in dem jeweiligen Veranlagungszeitraum 
insgesamt mehr erhält, als er bei ungestörter Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses erhalten 
würde. 
In einem vom Finanzgericht Münster entschiedenen Fall wurde das Arbeitsverhältnis zur 
Vermeidung von Konflikten von Arbeitnehmer und Arbeitgeber durch einvernehmlichen Auf-
lösungsvertrag vorzeitig beendet. Das Gericht entschied, dass die Abfindung ermäßigt be-
steuert werden kann. Der einvernehmliche Auflösungsvertrag schließe die ermäßigte Be-
steuerung nicht aus. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
 

Umsatzsteuer 


